
V E R T R A G 

zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik  

zur Änderung und Ergänzung des Vertrags  

zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik  

über die polizeiliche Zusammenarbeit und die zweite Ergänzung  

des Europäischen Übereinkommens vom 20. April 1959  

über die Rechtshilfe in Strafsachen 

 

Die Republik Österreich und die Tschechische Republik (im Folgenden 

„Vertragsstaaten“),  

in Hinblick auf die volle Anwendung des Schengen-Besitzstandes durch beide 

Vertragsstaaten, 

unter Berücksichtigung des Beschlusses 2008/615/JI des Rates vom  

23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 

insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden 

Kriminalität, des Beschlusses 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur 

Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur 

Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur 

Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität und des 

Beschlusses 2008/617/JI des Rates vom 23. Juni 2008 über die Verbesserung der 

Zusammenarbeit zwischen den Spezialeinheiten der Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union in Krisensituationen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

 
Artikel I  

Der Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik über 

die polizeiliche Zusammenarbeit und die zweite Ergänzung des Europäischen 

Übereinkommens vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen1, 

unterzeichnet in Wien am 14. Juli 2005 (im Folgenden „Vertrag“), wird geändert und 

ergänzt wie folgt: 

 
1. In Artikel 1 Absatz 1 wird nach dem ersten Satz ein neuer Satz in folgender 

Fassung eingefügt: 
 

„Die Vertragsstaaten arbeiten auch bei der Aufklärung von Verwaltungsübertretungen 
natürlicher Personen zusammen.“. 

 
2. In Artikel 1 Absatz 1 wird im letzten Satz das Wort „grenzpolizeiliche,“ 

gestrichen. 

                                                           
1
 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 121/2006. 
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3. Artikel 2 lautet: 
 

„Artikel 2 

Zusammenarbeit auf Ersuchen 

(1) Die Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten leisten einander auf Ersuchen im 

Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten bei der Abwehr von Gefahren für die 

öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie bei der Verhütung und Aufklärung 

strafbarer Handlungen Hilfe, soweit ein Ersuchen oder dessen Erledigung nach der 

innerstaatlichen Rechtsordnung nicht den Justizbehörden vorbehalten ist. Die 

Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten leisten einander auf Ersuchen im Rahmen 

ihrer jeweiligen Zuständigkeiten auch bei der Aufklärung von 

Verwaltungsübertretungen natürlicher Personen Hilfe, falls diese Zusammenarbeit in 

Hinblick auf die Schwere einer konkreten Verwaltungsübertretung zweckmäßig ist. Ist 

die ersuchte Behörde für die Erledigung des Ersuchens nicht zuständig, leitet sie das 

Ersuchen an die zuständige Behörde weiter und teilt diese Tatsache der 

ersuchenden Behörde mit.  

(2) Sicherheitsbehörden im Sinne dieses Vertrages sind: 

In der Republik Österreich  

der Bundesminister für Inneres,  

die Landespolizeidirektionen sowie außerhalb des Gebietes jener Gemeinden, 

in denen eine Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster 

Instanz ist, die Bezirksverwaltungsbehörden, in Angelegenheiten der 

Straßenpolizei die Landesregierungen, Landespolizeidirektionen und 

Bezirksverwaltungsbehörden; 

in der Tschechischen Republik  

das Ministerium des Inneren der Tschechischen Republik,  

die Behörden der Polizei der Tschechischen Republik,  

die Generalinspektion der Sicherheitscorps. 

(3) Beamte im Sinne dieses Vertrages sind: 

In der Republik Österreich  

Organe der in Absatz 2 genannten Sicherheitsbehörden; 

in der Tschechischen Republik  

Angehörige der Polizei der Tschechischen Republik,  

Angehörige der Generalinspektion der Sicherheitscorps.  
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(4) Ersuchen und deren Beantwortung werden grundsätzlich unmittelbar zwischen 

den nationalen Zentralstellen übermittelt. 

Die nationalen Zentralstellen sind:  

In der Republik Österreich  

der Bundesminister für Inneres – die Generaldirektion für die öffentliche 

Sicherheit; 

in der Tschechischen Republik  

das Ministerium des Inneren der Tschechischen Republik,  

das Polizeipräsidium der Tschechischen Republik, 

die Generalinspektion der Sicherheitscorps. 

Die nationalen Zentralstellen können weitere Behörden bekannt geben, die im 

Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten nach diesem Vertrag direkt 

zusammenarbeiten. 

(5) Ersuchen und deren Beantwortung können, soweit 

a) sich der grenzüberschreitende Dienstverkehr auf Straftaten bezieht, bei denen 
angenommen werden kann, dass deren Aufklärung oder Ermittlung von den 
Sicherheitsbehörden in den Grenzgebieten im Sinne von Artikel 3 durchgeführt 
wird, oder 

b) die Ersuchen um Hilfe zur Abwehr von unmittelbar drohenden Gefahren für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht rechtzeitig über den Geschäftsweg 
zwischen den nationalen Zentralstellen gestellt werden können, oder 

c) die direkte Zusammenarbeit zweckmäßig und die zuständige nationale 
Zentralstelle damit einverstanden ist,  

auch unmittelbar zwischen den nachstehenden Behörden übermittelt werden: 

In der Republik Österreich  

die Landespolizeidirektion Niederösterreich, 

die Landespolizeidirektion Oberösterreich, 

die Landespolizeidirektion Wien; 

in der Tschechischen Republik  

die Kreisdirektion der Polizei des Südböhmischen Kreises, 

die Kreisdirektion der Polizei des Kreises Vysočina (Hochland), 

die Kreisdirektion der Polizei des Südmährischen Kreises, 

die Kreisdirektion der Polizei des Kreises Zlín. 

(6) Ersuchen können insbesondere betreffen: 

a) Eigentümer- und Halterfeststellungen bei Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen, 
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b) Informationen über Führerscheine und Fahrzeugdokumente sowie vergleichbare 
Berechtigungen und Dokumente, 

c) Aufenthalts- und Wohnsitzfeststellungen, Feststellung von Aufenthaltstiteln,  

d) Feststellung von Inhabern von Telefonanschlüssen oder anderen 
Telekommunikationseinrichtungen,  

e) Feststellung der Identität von Personen und Identifikation von Leichen oder 
Leichenteilen, 

f) Informationen über die Herkunft von Sachen, beispielsweise Schusswaffen, 
Munition und Sprengmitteln, Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen sowie 
Kulturgütern,  

g) Fahndung nach Personen und Sachen, 

h) Einleitung und Abstimmung von ersten Fahndungsmaßnahmen,  

i) polizeiliche Vernehmungen und Befragungen,  

j) Spurensuche, -sicherung, -bewertung und -vergleich, 

k) Durchführung konkreter Maßnahmen bei der Gewährung des Schutzes von 
Zeugen,  

l) Informationen bei grenzüberschreitender Nacheile,  

m) Zusammenarbeit bei der Sicherung der öffentlichen Ordnung bei politischen, 
kulturellen und sportlichen Veranstaltungen.  

(7) Ersuchen und deren Beantwortung werden grundsätzlich schriftlich (wie 

beispielsweise per Fax oder elektronischer Post) übermittelt. Im Falle der 

Übermittlung personenbezogener Daten ist jeweils die Form der Übermittlung zu 

wählen, die der Sensibilität dieser Daten ausreichend Rechnung trägt. In dringenden 

Fällen können Ersuchen auch mündlich mit unverzüglich darauf folgender 

schriftlicher Bestätigung erfolgen. Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zur jeweils 

verwendeten Kommunikationseinrichtung nur befugte Personen Zugang haben.“.  

 
 

4. Der Text des Artikels 3 wird als Absatz 1 bezeichnet, dem ein  
Absatz 2 in folgender Fassung angefügt wird: 
 

„(2) Als Grenzgebiet gilt auch der Raum eines internationalen Zuges auf der Strecke 
zwischen der gemeinsamen Staatsgrenze und der ersten Haltestelle auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates, an der dieser fahrplanmäßig anhält.“. 

 
 

5. In Artikel 4 wird das Wort „konkreten“ gestrichen. 
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6. Artikel 6 lautet: 
 

„Artikel 6 
Regelmäßige Informationsübermittlung zur Bekämpfung der 

grenzüberschreitenden Kriminalität, der in den Grenzgebieten begangenen 
Kriminalität und der illegalen Migration 

 
(1) Die Vertragsstaaten übermitteln einander im Rahmen der Zusammenarbeit nach 

diesem Vertrag unter Erfüllung der durch die innerstaatliche Rechtsordnung 

festgelegten Bedingungen, einschließlich der Vorschriften über das Strafverfahren, 

regelmäßig Informationen zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität, 

der in den Grenzgebieten begangenen Kriminalität und der illegalen Migration. 

(2) Die Informationsübermittlung nach Absatz 1 betrifft alle Kriminalitätsarten, ihre 
Straftäter und Beteiligte, insbesondere wenn diese Bürger des anderen 
Vertragsstaates sind oder der Verdacht besteht, dass die Straftäter ähnliche strafbare 
Handlungen auch auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates begehen, 
ferner die aus strafbaren Handlungen auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates stammenden Sachen, Umstände der Begehung dieser Straftaten 
und die getroffenen Maßnahmen. Die Informationsübermittlung betrifft ferner 
insbesondere Migrationsbewegungen, ihr Ausmaß, ihre Struktur und möglichen Ziele, 
weiters wahrscheinliche Migrationsrouten und Verkehrsmittel sowie die Organisation 
der Schleppergruppen. Ebenfalls werden Nachrichten und Analysen, die sich auf die 
aktuelle Lage beziehen, sowie Informationen über geplante Maßnahmen, die für den 
anderen Vertragsstaat von Bedeutung sein könnten, übermittelt. 

(3) Die Informationen nach Absatz 1 werden von den nationalen Zentralstellen und 
den in Artikel 2 Absatz 5 genannten Behörden übermittelt; auf dem Gebiet der 
Bekämpfung der illegalen Migration auf tschechischer Seite auch durch die Direktion 
des Dienstes der Ausländerpolizei in Prag.“. 
 
 

7. Nach Artikel 6 werden neue Artikel 6a und 6b eingefügt, die lauten: 
 

„Artikel 6a 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Korruption und  

anderer im Zusammenhang mit der Amtsausübung begangener strafbarer 
Handlungen 

 
(1) Die Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten arbeiten bei der Bekämpfung der 
Korruption und anderer im Zusammenhang mit der Amtsausübung begangener 
strafbarer Handlungen zusammen. 
 
(2) Die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Korruption und anderer im 
Zusammenhang mit der Amtsausübung begangener strafbarer Handlungen betrifft 
die Verhütung und Aufklärung dieser strafbaren Handlungen und umfasst auch den 
Erfahrungsaustausch betreffend die Anwendung von Rechtsvorschriften und die 
Korruptionsverhütung sowie den Austausch von Informationen und Analysen über 
Ursachen und Entwicklungstendenzen der Korruption und anderer im 
Zusammenhang mit der Amtsausübung begangener strafbarer Handlungen.  
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(3) Die für die direkte Zusammenarbeit einschließlich der Zustellung und 
Beantwortung von Ersuchen nach diesem Artikel zuständigen Stellen sind: 
 
In der Republik Österreich 

das Bundesministerium für Inneres – Bundesamt zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung; 

in der Tschechischen Republik 

die in Artikel 2 Absatz 4 genannten Behörden. 
 
 

Artikel 6b 
Unterstützung durch Beamte des anderen Vertragsstaates 

 
(1) Im Bedarfsfall können bei der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit sowie bei der Verhütung und Aufklärung strafbarer Handlungen 
Beamte des einen Vertragsstaates den zuständigen Sicherheitsbehörden des 
anderen Vertragsstaates unterstellt werden, um diese bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben auf dem Hoheitsgebiet des jeweils anderen Vertragsstaates zu 
unterstützen.  
 
(2) Voraussetzung für die Umsetzung der Unterstützung nach Absatz 1 ist das 
Einvernehmen zwischen den nationalen Zentralstellen. 
 
(3) Die nach Absatz 1 unterstützenden Beamten können nur unter Leitung eines 
Beamten des anderen Vertragsstaates und in der Regel in Anwesenheit von 
Beamten des anderen Vertragsstaates Aufgaben wahrnehmen. Bei der 
Unterstützung haben die nach Absatz 1 unterstützenden Beamten dieselben 
Befugnisse wie die Beamten des anderen Vertragsstaates. Das Handeln der nach 
Absatz 1 unterstützenden Beamten ist dem Vertragsstaat, dessen Beamter den 
Einsatz führt, zuzurechnen.“. 

 
 

8.  Artikel 11 Absatz 1 lit. a) lautet: 
 

„a) der Teilnahme an oder der Begehung einer Straftat verdächtig ist, die in den 
Anwendungsbereich des europäischen Haftbefehls fällt, oder bei der Begehung einer 
solchen Straftat betreten oder deswegen verfolgt wird, oder“ 

 
 
9. In Artikel 11 Absatz 5 wird das Wort „sechs“ durch das Wort „vierundzwanzig“ 

ersetzt und die Worte „wobei die Stunden zwischen Mitternacht und neun Uhr 
nicht mitzählen“ werden gestrichen. 

 
 
10.  In Artikel 11 wird ein neuer Absatz 7 angefügt:  
 

„(7) Dies gilt auch, wenn die nacheilenden Beamten die Staatsgrenze des anderen 
Vertragsstaates von einem Drittstaat aus überschreiten.“. 
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11.  Artikel 12 Absatz 1 lautet: 
 
„(1) Eine grenzüberschreitende Nacheile ist ferner zulässig zur Verfolgung einer 
Person, die sich 
 
a) einer polizeilichen Kontrolle entzieht, sofern sie dabei eindeutige Anhaltezeichen 
oder -anweisungen missachtet, oder  

b) einer in Übereinstimmung mit dem Recht der Europäischen Union zeitweilig 
durchgeführten Grenzkontrolle entzieht.“.  
 
 

12.  Nach Artikel 12 wird ein neuer Artikel 12a eingefügt, der lautet: 
 

„Artikel 12a 
Durchführung der Durchlieferung 

 
(1) Wird die Zustimmung des Gerichts oder einer anderen zuständigen Behörde zur 

Durchlieferung von einer in Gewahrsam befindlichen Person oder von einer Person 

im Strafvollzug durch das Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates erteilt, vereinbaren die 

zuständigen Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten die Modalitäten der 

Durchlieferung. 

(2) Beamte des ersuchten Vertragsstaates führen die Durchlieferung durch. 

(3) Beamte des ersuchenden Vertragsstaates können die Durchlieferung begleiten, 

wenn dem der ersuchte Vertragsstaat zustimmt oder dieser es verlangt. 

(4) Die Durchlieferung kann auch durch Beamte des ersuchenden Vertragsstaates 

ohne Anwesenheit von Beamten des ersuchten Vertragsstaates durchgeführt 

werden, wenn dem der ersuchte Vertragsstaat zustimmt oder wenn dieser es 

verlangt. Ein solches Verlangen gilt nicht als Ersuchen im Sinne des Artikels 22 

Absatz 2. 

(5) Die Beamten des ersuchenden Vertragsstaates sind an die Weisungen der 

Beamten des ersuchten Vertragsstaates gebunden und dürfen auf dem 

Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates keine Amtshandlungen ausüben, 

ausgenommen diejenigen, die mit der Durchlieferung von Personen 

zusammenhängen einschließlich der Anhaltung der durchzuliefernden Person in 

Übereinstimmung mit der Rechtsordnung des ersuchten Vertragsstaates.  

(6) Im Falle einer Durchlieferung nach Absatz 4 melden die Beamten des 

ersuchenden Vertragsstaates der zuständigen Sicherheitsbehörde des ersuchten 

Vertragsstaates unverzüglich alle Zwischenfälle, zu denen es auf dem Hoheitsgebiet 

des ersuchten Vertragsstaates kommt.  

(7) Kommt es bei einer Durchlieferung nach Absatz 4 zu einem Entweichen der 

durchzuliefernden Person, sind die Beamten des ersuchenden Vertragsstaates 

verpflichtet, diese ohne Verzögerung zu verfolgen und die zuständige 

Sicherheitsbehörde des ersuchten Vertragsstaates und, wenn es möglich ist, den 
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nächsten erreichbaren Beamten dieses Vertragsstaates, unverzüglich zu 

verständigen. Die von den Beamten des ersuchenden Vertragsstaates durchgeführte 

Verfolgung endet spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Verfolgung von den 

Sicherheitsbehörden des ersuchten Vertragsstaates übernommen wird. Die 

Verfolgung ist einzustellen, sobald dies der ersuchte Vertragsstaat verlangt. Für die 

Durchführung der Verfolgung sind die Bestimmungen des Artikels 11 sinngemäß 

anzuwenden. 

(8) Vor dem geplanten Beginn der Durchlieferung sind der zuständigen 

Sicherheitsbehörde des ersuchten Vertragsstaates Angaben über die 

vorgeschlagene Zeit und Durchlieferungsstrecke und über das gewählte 

Transportmittel, sowie personenbezogene Daten der durchzuliefernden Person und 

Informationen über Beamte des ersuchenden Vertragsstaates, die die Durchlieferung 

begleiten bzw. durchführen rechtzeitig zu übermitteln. 

(9) Die Durchlieferung hat ohne unnötige Verzögerung des Aufenthaltes der 

durchzuliefernden Person und der Beamten des ersuchenden Vertragsstaates im 

Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates zu erfolgen. 

(10) In Fällen, in denen die Durchlieferung keine erhöhte Gefahr für die öffentliche 

Ordnung und Sicherheit darstellt, ist es bei Einhaltung allgemeiner 

Beförderungsbedingungen zulässig, die Durchlieferung mit der Eisenbahn oder auf 

dem Luftweg durchzuführen. Das Beförderungsunternehmen ist bei Durchlieferungen 

ehest möglich zu verständigen. 

(11) Die durchzuliefernden Personen benötigen weder ein Reisedokument noch ein 

Visum.“. 

 

13.  Artikel 13 und 14 lauten: 
 

„Artikel 13 
Gemeinsame Kontroll- und Fahndungsgruppen, gemischter Streifendienst und 

grenzüberschreitende Fahndungsaktionen 
  
(1) Die Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten können zur Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie zur Verhütung und Aufklärung 
strafbarer Handlungen, gegebenenfalls Verwaltungsübertretungen natürlicher 
Personen, gemeinsame Kontroll- und Fahndungsgruppen bilden sowie einen 
gemischten Streifendienst durchführen. Im Rahmen dieser Zusammenarbeitsformen 
sind die Beamten des einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates tätig. Die Beamten sind auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates befugt, die Identität von Personen festzustellen und die Personen, 
die sich einer Kontrolle entziehen wollen, anzuhalten. Andere Maßnahmen sind 
durch die Beamten jenes Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz 
durchgeführt wird, vorzunehmen, es sei denn, dass der Erfolg dieser Maßnahmen 
ohne Einschreiten der Beamten des anderen Vertragsstaates gefährdet wäre oder 
wesentlich erschwert würde. 

BGBl. III - Ausgegeben am 17. März 2016 - Nr. 55 8 von 15

www.ris.bka.gv.at



(2) Beim Vollzug der in Absatz 1 genannten Zusammenarbeitsformen ist die 
Rechtsordnung jenes Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die Beamten tätig 
werden, anzuwenden. 
 
(3) Die in Artikel 2 Absatz 5 genannten Behörden arbeiten bei grenzüberschreitenden 
Fahndungsaktionen nach den in den Artikeln 11 und 12 genannten Personen 
zusammen. In Fällen von überregionaler Bedeutung sind die nationalen 
Zentralstellen einzubinden. 
 
(4) Die Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten arbeiten bei der Fahndung nach 
vermissten Personen zusammen. 
 
 

Artikel 14 
Grenzüberschreitende Maßnahmen im Eisenbahnverkehr 

 
(1) Die Beamten der Vertragsstaaten, die Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im personenbefördernden 
Eisenbahnverkehr wahrnehmen, sind auf der Strecke zwischen der Staatsgrenze und 
der ersten Haltestelle auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates, an der 
dieser fahrplanmäßig anhält, befugt, notwendige Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit nach der Rechtsordnung jenes 
Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie tätig werden, vorzunehmen. 
 
(2) Die Beamten nach Absatz 1 sind befugt, bei der letzten fahrplanmäßigen 
Haltestelle des personenbefördernden Eisenbahnzuges auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates zuzusteigen, um Maßnahmen zum Zweck der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit auf dem Hoheitsgebiet 
ihres Staates ab dem Übertritt der Staatsgrenze setzen zu können. Absatz 1 gilt 
entsprechend. 
 
(3) In Fällen nach Absatz 1, wenn die Bedingungen für eine grenzüberschreitende 
Nacheile nach Artikel 11 Absatz 1 lit. a) oder b) erfüllt sind oder wenn es zum Zweck 
der Verhütung oder Aufklärung einer Straftat nach dem innerstaatlichen Recht des 
anderen Vertragsstaates, die der Straftäter auf dessen Hoheitsgebiet begangen oder 
versucht hat, erforderlich ist, sind die auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates tätigen Beamten befugt, die Person bis zum Eintreffen der Beamten 
des anderen Vertragsstaates, die unverzüglich zu verständigen sind, anzuhalten. Die 
Bestimmungen des Artikels 11 sind sinngemäß anzuwenden.“. 
 
 

14.  Nach Artikel 14 wird ein neuer Artikel 14a eingefügt, der lautet: 
 

„Artikel 14a 
Grenzüberschreitende Gefahrenabwehr 

 
(1) Beamte eines Vertragsstaates können im Falle eines dringenden Bedarfs ohne 
vorherige Zustimmung des anderen Vertragsstaates die Staatsgrenze überschreiten, 
um bis zu einer Entfernung von zehn Kilometern von der gemeinsamen Staatsgrenze 
in Übereinstimmung mit der Rechtsordnung des anderen Vertragsstaates vorläufige 
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Maßnahmen zu treffen, die zur Abwehr einer unmittelbaren Gefährdung für Leib oder 
Leben von Personen erforderlich sind. 
 
(2) Ein dringender Bedarf im Sinne des Absatzes 1 liegt nur dann vor, wenn bei 
einem Abwarten des Einschreitens der Beamten des anderen Vertragsstaates oder 
des Einvernehmens im Sinne des Artikels 6b Absatz 2 die Verwirklichung der 
Gefährdung droht. 
 
(3) Die nach Absatz 1 einschreitenden Beamten haben die zuständige 
Sicherheitsbehörde des anderen Vertragsstaates unverzüglich zu unterrichten. Die 
zuständige Sicherheitsbehörde bestätigt diese Unterrichtung und trifft unverzüglich 
Maßnahmen, die zur Abwehr der Gefahr und zur Übernahme des Einschreitens 
erforderlich sind. Die einschreitenden Beamten können auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates nur so lange tätig sein, bis der andere Vertragsstaat den 
Einsatz übernimmt. Auf jeden Fall ist das Einschreiten zu beenden, sobald dies der 
andere Vertragsstaat verlangt. 
 
(4) Die einschreitenden Beamten sind an die Bestimmungen dieses Artikels, an die 
Rechtsordnung des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie tätig werden und 
an die Weisungen der Sicherheitsbehörden dieses Vertragsstaates gebunden. 
 
(5) Ab dem Zeitpunkt der Bestätigung der Unterrichtung im Sinne des Absatzes 3 ist 
das Handeln der einschreitenden Beamten dem Vertragsstaat, auf dessen 
Hoheitsgebiet es zu dem Einschreiten gekommen ist, zuzurechnen.“ 

 
 

15.  Artikel 15 Absatz 3 lautet: 
 

„(3) Die Unterstützungstätigkeit kann auch die Vorbereitung und Mitwirkung bei der 
Übergabe von Personen in Übereinstimmung mit den sich aus der Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union sowie aus zweiseitigen und mehrseitigen völkerrechtlichen 
Verträgen ergebenden Verpflichtungen, an welche die Vertragsstaaten gebunden 
sind, umfassen.“.  

 
 

16.  In Artikel 15 werden nach Absatz 3 neue Absätze 4 und 5 eingefügt, die 
lauten: 
 

„(4) Auf der Grundlage des Einvernehmens der nationalen Zentralstellen kann die 
Zusammenarbeit im Rahmen der gemeinsamen Zentren auch über die Grenzgebiete 
hinaus erweitert werden, wobei die Kapazitätsmöglichkeiten der gemeinsamen 
Zentren zu berücksichtigen sind. 
 
(5) Die in den gemeinsamen Zentren tätigen Beamten können mit Beamten, die in 
ähnlichen, durch die Vertragsstaaten mit Drittstaaten errichteten Zentren tätig sind, 
direkt zusammenarbeiten und im Bedarfsfall die Übergabe eines Ersuchens an die 
zuständige Sicherheitsbehörde vermitteln.“. 
 
 Die bestehenden Absätze 4 und 5 werden als 6 und 7 bezeichnet. 
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17. Nach Artikel 15 wird ein neuer Artikel 15a eingefügt, der lautet: 
 

„Artikel 15a 
Übergabe von Personen 

 
(1) Die Übergabe von Personen zwischen den Vertragsstaaten kann an der 
Staatsgrenze, an weiteren Stellen in den Grenzgebieten oder auf Flughäfen 
stattfinden, wenn die zuständigen Behörden jenes Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Übergabe stattfinden soll, der Übergabe im Einzelfall zustimmen. 
Die Übergabe findet in der Regel an einer für eine sichere Übergabe geeigneten 
Stelle statt. 
 
(2) Für die Beförderung der Personen auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates gelten folgende Bestimmungen: 
 
a) Die Beförderung der Personen erfolgt auf der geeignetsten Strecke und ohne 
unnötige Verzögerung des Aufenthaltes von begleitenden Beamten im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates. 

b) Die begleitenden Beamten dürfen auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates keine Amtshandlungen vornehmen, mit Ausnahme derer, die mit der 
Beförderung der Personen zusammenhängen, einschließlich des Anhaltens der zu 
befördernden Person in Übereinstimmung mit der Rechtsordnung des anderen 
Vertragsstaates. Die begleitenden Beamten melden der nach Absatz 1 zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaates unverzüglich alle Zwischenfälle, zu denen es 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates kommt. 

c) In Fällen, bei denen die zu übergebende Person keine erhöhte Gefahr für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellt, ist unter Einhaltung allgemeiner 
Beförderungsbedingungen die Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln zulässig.  

d) Im Falle eines Entweichens der zu befördernden Person sind die begleitenden 
Beamten verpflichtet, diese ohne Verzögerung zu verfolgen und die nach Absatz 1 
zuständige Behörde des anderen Vertragsstaates und, wenn es möglich ist, den 
nächsten erreichbaren Beamten des anderen Vertragsstaates unverzüglich zu 
verständigen. Die durch die begleitenden Beamten durchgeführte Verfolgung endet 
spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Verfolgung von den Sicherheitsbehörden 
des örtlich zuständigen Vertragsstaates übernommen wird. Die Verfolgung ist 
einzustellen, sobald der Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die Verfolgung 
stattfindet, dies verlangt. Die Bestimmungen des Artikels 11 werden sinngemäß 
angewendet. 
 
(3) Die zuständigen Behörden unterrichten einander über die Stellen und 
Einrichtungen auf dem Hoheitsgebiet ihrer Vertragsstaaten, die zur Übergabe von 
Personen geeignet sind. 
 
(4) Für die Zwecke dieses Artikels gelten als Beamte auch: 
 
In der Republik Österreich 

  Angehörige der Justizwache; 
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in der Tschechischen Republik 

  Angehörige des Gefängnisdienstes der Tschechischen Republik.“. 
 
 

18.  In Artikel 16 Absatz 2 werden nach den Worten „In den in Absatz 1 lit. a)“ die 
Worte „und in Artikel 16a“ eingefügt. 
 
 

19.  Nach Artikel 16 wird ein neuer Artikel 16a eingefügt, der lautet: 
 

„Artikel 16a 
Unterstützung zum Zweck der Regelung und Sicherung des Verkehrs 

 (1) Im Bedarfsfall können bei Großveranstaltungen, Katastrophen und schweren 

Unglücksfällen Unterstützungsmaßnahmen gemäß Artikel 6b auch zum Zweck der 

Regelung und Sicherung des Verkehrs vorgenommen werden. Voraussetzung für die 

Umsetzung der Unterstützung ist das Einvernehmen zwischen den in Artikel 2 Absatz 

5 genannten zuständigen Behörden. 

(2) Absatz 1 wird auch im Falle grenzüberschreitender Sport- und ähnlicher 

Veranstaltungen angewendet, bei denen die Veranstaltungsteilnehmer auf dem 

Hoheitsgebiet des einen Vertragsstaates von Beamten der zuständigen Behörden 

des anderen Vertragsstaates begleitet werden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 unterstützenden österreichischen Beamten gelten 

als Beamte der Bundespolizei.“. 

 

 

20.  Artikel 17 Absatz 1 lit. d) lautet: 
 
„d) die Staatsgrenze an jeder beliebigen Stelle zu überschreiten, sofern dies 

die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Vertrag erfordert;“. 
  
 

21.  Artikel 22 Abs. 2 Satz 1 lautet:  
 
Der Vertragsstaat, der an die Geschädigten oder ihre Rechtsnachfolger 

Schadenersatz geleistet hat, erhält diesen vom anderen Vertragsstaat 

erstattet, es sei denn, dass der Einsatz auf sein Ersuchen durchgeführt wurde 

oder dass es sich um ein Einschreiten nach Artikel 14a Abs. 5 handelte.“ 

 
22.  In Artikel 27 Absatz 1 werden die Worte „in der Stellung einer Polizeibehörde“ 

durch die Worte „auf der Grundlage dieses Vertrages“ ersetzt. 
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23.  In Artikel 27 Absatz 2 werden die Worte „das Finanzministerium – 
Generalzolldirektion der Tschechischen Republik“ durch das Wort 
„Generalzolldirektion“ ersetzt. 

 
 

24.  In Artikel 27 Absatz 4 wird die Aufzählung der Behörden auf tschechischer 
Seite durch folgende Aufzählung ersetzt: 

„in der Tschechischen Republik 

das Zollamt für den Südböhmischen Kreis, 

das Zollamt für den Kreis Vysočina (Hochland), 

das Zollamt für den Südmährischen Kreis,  

das Zollamt für den Kreis Zlín;“. 
 
 

25.  Artikel 28 Absatz 2 lit. a) lautet: 
 
„a) Der Grenzübertritt muss unverzüglich der nationalen Zentralstelle und der in 
Artikel 2 Absatz 5 genannten zuständigen Behörde des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Observation fortgesetzt werden soll, mitgeteilt werden.“.  

 
 

26.  In Artikel 28 Absatz 2 lit c) wird das Wort „fünf“ durch das Wort 
„vierundzwanzig“ ersetzt. 

 
 

27.  In Artikel 28 werden nach Absatz 4 neue Absätze 5, 6, 7 und 8 angefügt, die 
lauten: 
 

„(5) Die Identität der observierenden Beamten wird geheim gehalten. Die wahre 
Identität eines observierenden Beamten kann in einem weiteren Verfahren, 
einschließlich des Verfahrens vor Gericht, nur dann aufgedeckt oder anders offen 
gelegt werden, wenn es die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten ermöglichen 
und nach vorheriger Zustimmung der nationalen Zentralstelle des Vertragsstaates, 
dessen Beamte identifiziert werden sollen. 
 
(6) Sofern die grenzüberschreitende Observation ausschließlich unter Einsatz 
technischer Einrichtungen für die Observation, ohne die Hilfe des anderen 
Vertragsstaates zu benötigen, verlaufen wird, kann die grenzüberschreitende 
Observation auch ohne vorherige Zustimmung durchgeführt werden. Jede solche 
grenzüberschreitende Observation muss unverzüglich der nationalen Zentralstelle 
und der zuständigen in Artikel 2 Absatz 5 genannten Behörde des anderen 
Vertragsstaates mitgeteilt werden, sobald festgestellt wird, dass das 
Observationsobjekt die Staatsgrenze überschritten hat. Diese Mitteilung muss 
Informationen darüber beinhalten, für welche Straftat und von welcher Justizbehörde 
die Observation genehmigt wurde. Sobald der Vertragsstaat, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Observation durchgeführt wird, die Einstellung der Observation 
verlangt, vereinbaren die Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten die Deaktivierung 
und Demontage sowie die Rückgabe der technischen Einrichtung für die Observation 
und die Observation wird eingestellt. 

BGBl. III - Ausgegeben am 17. März 2016 - Nr. 55 13 von 15

www.ris.bka.gv.at



(7) Zur Verwendung der Ergebnisse der grenzüberschreitenden Observation nach 
Absatz 6, die ohne vorherige Zustimmung durchgeführt wurde, ist die Zustimmung 
der in Artikel 31 Absatz 1 genannten Behörde jenes Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die grenzüberschreitende Observation verlief, erforderlich. Wird diese 
Zustimmung nicht erteilt, dürfen die bei der grenzüberschreitenden Observation 
gewonnenen Materialien nicht verwendet werden, es sei denn, dass eine dringende 
Maßnahme zu treffen ist, um eine unmittelbare und ernsthafte Gefährdung der 
Sicherheit zu verhindern. Der andere Vertragsstaat wird über jede solche 
Verwendung unter Angabe der Gründe verständigt.“. 
 
(8) Dies gilt auch, wenn die Observation von einem Drittstaat aus fortgesetzt wird.“. 

 
 

28.  In Artikel 31 Absatz 1 wird der Text „gemäß Artikel 28 Absatz 1 und 2“ durch 
den Text „gemäß Artikel 28 Absätze 1, 2 und 7“ ersetzt. 

 
 

29.  In Artikel 31 wird nach Absatz 4 eine neuer Absatz 5 angefügt, der lautet: 
 
„(5) Ist die Behörde, an die das Ersuchen gemäß den Absätzen 1, 2 oder 3 gerichtet 
ist, für dessen Erledigung nicht zuständig, leitet sie das Ersuchen unverzüglich an die 
zuständige Behörde weiter.“. 
 
 

30. Nach Artikel 31 wird ein neuer Artikel 31a eingefügt, der lautet:  
 

„Artikel 31a 
Vereinfachte Vorgangsweise 

 
Die Justizbehörden beider Vertragsstaaten verkehren auch direkt, wenn es um die 
Übertragung der Strafverfolgung nach dem Europäischen Übereinkommen über die 
Übertragung der Strafverfolgung2 vom 15. Mai 1972 geht.“.  
 
 

31.  Nach Artikel 34 wird ein neuer Artikel 34a eingefügt, der lautet: 
 

„Artikel 34a 
Evaluierung der Durchführung dieses Vertrags 

 
Die Vertreter der Sicherheitsbehörden der Vertragsstaaten treffen im Bedarfsfall zum 
Zweck der Evaluierung der Durchführung dieses Vertrags zusammen.“. 

 
 

                                                           
2
 Kundgemacht in BGBl. Nr. 250/1980. 
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32. Artikel 36 lautet: 
 

„Artikel 36 
Beziehung zu anderen völkerrechtlichen Verträgen 

 
Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten, die sich aus anderen völkerrechtlichen 
Verträgen ergeben, bleiben von diesem Vertrag unberührt.“. 
 

 
Artikel II 

 
Für die Dauer der Geltung des Übereinkommens über die Zusammenarbeit im 

Bereich Zeugenschutz3 vom 24. Mai 2012 zwischen der Republik Österreich und der 

Tschechischen Republik findet Artikel 8 des Vertrages keine Anwendung. 

 
 

Artikel III 
 
Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt am ersten Tag des zweiten Monats, der 
auf den Tag des Austausches der Ratifikationsurkunden folgt, in Kraft. 
 
 
 
Geschehen zu Brüssel am 5. Dezember 2014 in zwei Urschriften, jede in deutscher 
und tschechischer Sprache, wobei beide Fassungen gleichermaßen authentisch sind.  
 
 
 
 

 

Für die  

Republik Österreich  

 

Johanna Mikl-Leitner 

Für die 

Tschechische Republik  

 

Milan Chovanec 

 

 

                                                           
3
 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 163/2014. 
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